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Abstimmung vom 08.03.2021.
Kann die CDU bis zur Landtagswahl
den Schaden durch die Maskenaffäre
eingrenzen?

14,06 % – Ja, die Parteiführung
bemüht sich ehrlich, alle Vorwürfe
aufzuklären.
85,94 % – Nein, durch dieses raffgie-
rige Verhalten wird zu viel Vertrauen
zerstört.

Frage heute: Hat Joachim Löw den
besten Zeitpunkt für seinen Rückzug
verpasst?
www.suedkurier.de/umfrage

LEUTE in der Politik

Winfried Kretschmann, 72, Ministerpräsi-
dent von Baden-Württemberg, will sich
mit Blick auf mögliche Koalitionen vor
der Landtagswahl am Sonntag nicht zu
Farbenspielen äußern – auch wenn er
sich aktuellen Umfragen zufolge den
Partner aussuchen kann. Erst müsse
man die Entscheidung des Souveräns
abwarten, sagte Kretschmann in Stutt-
gart. „Der Souverän ist zuweilen eine
launische Diva“, meinte der Grünen-
Politiker. Er misstraue den Umfragen.
Es lasse sich nicht sagen, wie sich die
Corona-Pandemie auf dasWahlver-
halten auswirke, deshalb gehe er mit
großer Demut auf denWahltag zu. Er
habe dieWahl noch nicht gewonnen.
Kretschmann tritt als Spitzenkandidat
seiner Partei an. Er hat sich noch nicht
festgelegt, mit wem er im Fall eines Sie-
ges regierenmöchte. (dpa)

Anja Karliczek, 49, Bun-
desbildungsministerin
(CDU), sieht Parallelen
zwischen dem „Pisa-
Schock“ im Jahr 2001
und der Lage des Bil-
dungssystems in der
Corona-Pandemie. „Die Pandemie
hat viele Defizite unseres Bildungssys-
tems offengelegt – so wie zuletzt das
schlechte Abschneiden Deutschlands
bei der Pisa-Studie im Jahr 2001“, sagte
sie der „Bild am Sonntag“. Der „Pisa-
Schock“ habe damals zu einemUm-
denken geführt. „Und jetzt gibt es ein
Corona-Erwachen. Ich beobachte, dass
an den Schulen sehr viel in Bewegung
geraten ist.“ Um dauerhafte Folgen lan-
ger Schulschließungen abzuwenden,
bedarf es laut ihr einer „nationalen
Kraftanstrengung“. (KNA)

Christian Schlegl, ehe-
maliger OB-Kandidat
der CSU, wird im Skan-
dal um Parteispenden
im Regensburger Kom-
munalwahlkampf 2014
der Prozess gemacht.
Schlegl muss sich ab dem 8. April vor
dem Landgericht Regensburg verant-
worten. Es sind zunächst vier Verhand-
lungstage angesetzt worden. Schlegl
war bei der Kommunalwahl 2014
gegen den damaligen SPD-Kandidaten
JoachimWolbergs angetreten. In einer
Stichwahl machteWolbergs das Ren-
nen, der inzwischen wegen Bestech-
lichkeit und Vorteilsnahme verurteilt
wurde. In Schlegls Fall geht es um eine
Verschleierung vonWahlkampfspen-
den und eine Falschaussage im Prozess
gegenWolbergs. (dpa)

Luiz Inácio Lula da Silva,
75, Ex-Präsident von
Brasilien, steht vor ei-
nem politischen Come-
back. Aller Voraussicht
nach kann er trotz
Korruptionsvorwür-
fen bei der nächsten Präsidentenwahl
kandidieren. Der zuständige Richter
des Obersten Bundesgerichts erklär-
te überraschend vier Prozesse wegen
Korruption gegen Lula für ungültig,
wie brasilianischeMedien berichteten.
Das Gericht, das Lula verurteilt hatte,
sei nicht befugt gewesen, hieß es. Auf
Twitter schrieb Lula, die Entscheidung
sei „die Anerkennung, dass wir uns in
diesem langen Kampf immer korrekt
verhalten haben“. Laut einer aktuellen
Umfrage verfügt er immer noch über
das größteWählerpotenzial. (epd)

Demut vor dem Wähler Vergleich mit dem Pisa-Schock Ex-OB-Kandidat vor Gericht Er darf wieder kandidieren

NACHRICHTEN

MENSCHENRECHTSBÜRO

UN kritisiert Schweizer
Verhüllungsverbot
DasMenschenrechtsbüro der
Vereinten Nationen sieht das
Schweizer Verhüllungsverbot
als problematisch. Die Schweiz
sei nun eines vonwenigen Län-
dern, in denenMusliminnen
aktiv diskriminiert werden
dürften, sagte Sprecherin Ra-
vina Shamdasani in Genf. Die
Kampagne vor demReferen-
dumhabe fremdenfeindliche
Untertöne gehabt. Die Spreche-
rin argumentierte, wer Frau-
en zumTragen des Gesichts-
schleiers zwinge, mache sich
strafbar. Ein gesetzliches Ver-
bot von Burka undNikab aber
schränke die Religionsfreiheit
übertrieben ein. (KNA)

RUSSLAND

AfD-Delegation wieder
zu Gesprächen in Moskau
Rund zweiMonate nach einem
Besuch des AfD-Vorsitzenden
Tino Chrupalla bei Russlands
Außenminister Sergej Lawrow
hält sich erneut eine Delega-
tion der AfD-Bundestagsfrak-
tion zu politischenGesprächen
inMoskau auf. Ziel der Reise
von Fraktionschefin AliceWei-
del, Petr Bystron und Robby
Schlund sei es, den imDezem-
ber geknüpften „Gesprächsfa-
denwieder aufzunehmen“, sag-
te ein Sprecher der Fraktion in
Berlin. (dpa)

BEVÖLKERUNGSPROGNOSE

Deutschland schrumpft
leicht bis 2040
Die Einwohnerzahl Deutsch-
lands wird sich einer Prognose
zufolge bis 2040 leicht verrin-
gern. Zu diesem Schluss kommt
das Bundesinstitut für Bau-,
Stadt- und Raumforschung. Für
das Jahr 2040 gehen die Exper-
ten von einer Bevölkerungszahl
von 81,9MillionenMenschen
aus. Im Vergleich zu 2020 wür-
de das einMinus von 1,3Millio-
nen Einwohnern bedeuten, teil-
te das Bundesinstitut in Bonn
mit. Der Rückgang ist damit ge-
ringer als von vielen erwartet.
„Der Hauptgrund für die relativ
stabile Entwicklung bis 2040 ist
die Zuwanderung aus demAus-
land“, schreiben die Autoren in
der Analyse. (dpa)

Die Union hat mit den Folgen der Maskenaffäre zu kämpfen. Nun will sie in die Offensive ge-
hen und sich einen Verhaltenskodex geben. BILD: IMAGO

Berlin – Nach dem Skandal um krum-
me Geschäfte mit Corona-Masken ver-
sucht die Fraktionsführung von CDU
und CSU mit Aufklärung und Regel-
verschärfungen verlorenes Wählerver-
trauen zurückzugewinnen. Der Frak-
tionsvorsitzende Ralph Brinkhaus und
CSU-Landesgruppenchef Alexander
Dobrindt verschickten nach einer Sit-
zung des geschäftsführenden Frak-
tionsvorstandes einen Brief an alle
Abgeordneten von CDU und CSU. Die
Vorgänge sollen „mit großer Konse-
quenz“ aufgeklärt werden, heißt es da-
rin. Derweil geht das Bangen in Berlin
weiter. Bundesgesundheitsminister
Jens Spahn (CDU) will eine Liste mit
denNamenderAbgeordneten vorlegen,
die sich in SachenMaskenbeschaffung
bei ihmgemeldet haben.DieAngst geht
um, dass darunterweitere Parlamenta-
rier sind, die sich bereichert haben.
Brinkhaus und Dobrindt betonen in

dem Brief, Abgeordneter zu sein, sei
Ehre und Verpflichtung zugleich. Zur
Wahrheit gehöre aber auch, „dass eini-
ge Mitglieder unserer Fraktion diesem
moralisch-ethischen Anspruch nicht
gerecht geworden sind“. Die Fraktions-
spitze will nun Maßnahmen ergreifen
um aufzuklären, „ob weitere Bundes-
tagsabgeordnete Geldleistungen für
die Vermittlung von Schutzausrüstung
oder Ähnlichem entgegengenommen
haben“.
Die Unions-Fraktion will sich außer-

dem einen Verhaltenskodex geben und
die finanziellen Verflechtungen ihrer
Abgeordneten besser durchleuchten.
DieGrenze von 10 000 Euro, ab der Par-
teispenden genannt werden müssen,
soll abgesenkt werden.
Derzeit wird geprüft, in welchem

Umfang Georg Nüßlein (CSU) und Ni-
kolas Löbel (CDU) in die Beschaffung
von Corona-Masken verstrickt sind.
Löbel ist aus der CDU ausgetreten und
legte sein Bundestagsmandat nieder.
Nüßlein trat aus derCSUaus, gehört der
Unions-Fraktionnichtmehr an, ist aber
weiterhin Abgeordneter.
In der Parteispitze ist die Sorge

groß, dass die Maskenaffäre dem neu-
en CDU-Vorsitzenden Armin Laschet
schadenkönnteund zur vorzeitigenDe-
montage führt. Auch schießenSpekula-
tionen insKraut, der nordrhein-westfä-
lischeMinisterpräsidentmüsse seinem
bayerischen Amtskollegen Markus Sö-
der die Kanzlerkandidatur überlassen.
DieseWahrscheinlichkeit tendiert aber
gegen null, denn dafür müssten meh-
rere CDU-Länderchefs offen gegen La-
schet und für Söder eintreten, was bis-
her unwahrscheinlich ist.
Die Landtagswahlen in Baden-Würt-

temberg am Sonntag dürften von den
Maskenaffären nach Einschätzung
des Umfrage-Instituts Forsa nur wenig
überschattetwerden. Zumeinenhätten
viele Bürger schon per Briefwahl abge-
stimmt. Zumanderen gebennur 13Pro-
zent der Wahlberechtigten an, dass für
ihre Entscheidung die Politik im Bund
wichtiger sei als die auf Landesebene.

Union kämpft um Wählervertrauen

VON S TEFAN L ANGE
UND CHR I S T I AN GR IMM

➤ Neue Regeln sollen künftig
Korruption verhindern

➤ Große Sorge vor weiteren
unsauberen Geschäften

Die Verstrickung von Unionspolitikern in Ge-
schäfte mit dem Kauf von Corona-Schutz-
masken lässt über die Parteigrenzen hinweg
den Ruf nach schärferen Verhaltensregeln
für Abgeordnete laut werden. Die Opposition,
aber auch der Koalitionspartner SPD und un-
abhängige Organisationen wie Transparen-
cy Deutschland verlangen deutlich strengere
Maßnahmen.

➤ SPD: In einemZehn-Punkte-Plander
SPD-Bundestagsfraktion heißt es, Ab-
geordnetenbestechung und -bestech-
lichkeit solltennichtmehr als Vergehen,
sondern als Verbrechen mit mindes-
tens einem Jahr Freiheitsstrafe einge-
stuft werden. „Die Maskenaffäre bei
der Unionmuss rechtliche Konsequen-
zen haben, so, wie wir sie seit Langem
schon von unserem Koalitionspartner
fordern“, sagte SPD-Fraktionschef Rolf
Mützenich dem Redaktionsnetzwerk
Deutschland.

➤ Grüne:DieGrünen riefendie anderen
Parteien zu Gesprächen über schärfe-
re Transparenzregeln auf. „Während
MenschenundUnternehmenunter der
Pandemie leiden, bereichern sichAbge-
ordnete von CDU/CSU an der Vermitt-
lung vonMaskengeschäften“, schrieben
die Erste Parlamentarische Geschäfts-
führerin der Grünen-Fraktion, Britta
Haßelmann, undBundesgeschäftsfüh-
rer Michael Kellner an ihre Gegenüber
bei CDU, CSU, SPD, FDP und Linken.
➤ Transparency Deutschland:Der Vorsit-
zende Hartmut Bäumer äußerte sich:
„Wenn es die Union ernst meint mit
Transparenz und Aufklärung, muss
jede Lobbytätigkeit eines Abgeordne-
ten, die ihm unmittelbar finanzielle
Vorteile bringt, in Zukunft unterbun-
den werden.“ Die Einhaltung dieser
verbindlichenRegelungenmüssedann,
ebensowiedas Lobbyregister, von einer
unabhängigenStelle überprüftwerden.

Reaktionen auf die Maskenaffäre

Thorsten Frei, 47, ist
CDU-Rechtsexperte und
stellvertretender Frak-
tionsvorsitzender. Er
stammt aus Bad Säckin-
gen und war bis 2013
Oberbürgermeister in
Donaueschingen.

Herr Frei, der Masken-Skandal um die
beiden Abgeordneten aus der Unions-
fraktion empört die Bürger im ganzen
Land. Was macht das mit Ihnen und den
anderen Abgeordneten von CDU und
CSU?
Das ist ein schwerer Schlag für jeden,
der nach bestemWissen undGewis-
sen seine Parlamentsarbeit erledigt.
Wir haben in den letzten TagenDin-
ge gehört, die viele von uns nicht für
möglich gehalten hätten. Es ist ent-
scheidend, jetzt alles rückhaltlos auf-
zuklären und die nötigen Konsequen-
zen zu ziehen. Es ist auch deshalb so
schlimm, weil die Demokratie generell
inMisskredit gebracht wird.

Kann Georg Nüßlein sein Mandat bis zur
Wahl behalten? Nikolas Löbel hat ange-
kündigt, jetzt doch schnell aus dem Bun-
destag auszuscheiden.
Nein, das halte ich für unvorstellbar.
Wennman Konsequenzen zu ziehen
hat, mussman das umfassend tun.

Was könnten Sie denn tun, wenn er sich
querstellt?
ImGrunde genommen nicht viel.
Das freieMandat ist im Artikel 38 des
Grundgesetzes geschützt. Auch die
Anforderungen, jemanden aus der
Fraktion auszuschließen, sind verfas-
sungsmäßig hoch. Deswegen ist das
eine Frage vonHaltung undMoral.

Jetzt sollen alle Geschäfte um Corona-
Schutzausrüstung genauer angeschaut
werden. Müssen wir uns darauf einstel-
len, dass noch mehr Unappetitliches ans
Licht kommt?
Ich habe zur Stunde keine Anhalts-
punkte dafür und hoffe es nicht. Klar
ist, dass in solch einer Situation alles
auf den Tischmuss, was klärungsbe-
dürftig ist.

Muss der Bundestag die Regeln für Ne-
bentätigkeiten verschärfen? Denkbar
wären präzisere Gehaltsangaben.
Manmuss da ganz genau hinschauen.
Nebentätigkeiten sind grundsätzlich
erlaubt und nachmeiner Auffassung
ist esmit Blick auf die Unabhängigkeit
eines Abgeordneten sogar wünschens-
wert, dass er nicht nurmit Politik sein
Geld verdient. Allerdingsmuss es eine
unbedingte Transparenz undOffen-
heit in diesemBereich geben, beides
ist im politischen System essenziell.
Nur so können dieMenschen entspre-
chende Äußerungen und Tätigkeiten
von Abgeordneten richtig einordnen.
Wir haben unsmit der SPD gerade auf
das Lobbyregister verständigt und
werden damit einen gewaltigen Schritt
hin zumehr Transparenz gehen.

FRAGEN: STEFAN L ANGE
UND CHRIST IAN GRIMM

„Klar ist, dass alles
auf den Tisch muss“
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